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Zentralkomitee deckt seine Karten auf
Drohungen, Torheiten und die Erkenntnis der Unfähigkeit

D rei Tage  lang konferierte in  der vergangenen Woche das 
Zentralkomitee der SED. Es w ar die erste umfassende Tagung 

i  den revolutionären Ereignissen der letzten Monate und 
Parte i stand vor der Aufgabe, ihre Schlußfolgerungen dar­

aus zu zieh'en. Gleichzeitig mußte Ulbricht eine längst fä llig e  
Erklärung zur F rage der W iedervereinigung abgeben, w ollte 
d ie SED den Anspruch erheben, zu dieser Diskussion gehört 
zu werden. Aber auch die M itg lieder der Parte i warteten auf 
eine bündige Erklärung über die künftige P o litik  des Zentral­
komitees. Jetzt haben w ir  Muße, die Dokumente dieser 
SO. ZK -Tagu ng zu studieren. Sie offenbaren uns das B ild  einer 
Parte i, die w ie to ll gegen die Mauern einer Sackgasse rennen 
möchte, w eil sie es nicht wagt, den Rückmarsch anzutreten.
Ohne m it einem Gesamturteil 

vorzugreifen, soll hier erst ein­
mal Dokument fü r Dokument 
beleuchtet werden. W ir  müssen 
uns dabei bewußt sein, daß es 
sich um Erklärungen handelt, 
nach denen die künftige Po litik  
der Sowjetzonenregierung aus- 
geriehtet w ird.

D i e  W i e d e r v e r e i n i g u n g ’
D er 1. Sekretär der SED, 

W a lte r  Ulbricht, vertritt seit 
zw ei Jahren die Auffassung, 
eine W iederverein igung könne 
nur auf der Basis der Über­
nahme sowjetzonaler „Errun­
genschaften“ durch die Bundes­
republik geschehen. E r verm ied 
e «  iedoch, an Beispielen zu er- 
7 ;n, w ie dies vonstatten ge-
hv... soll. Angesichts der bevor­
stehenden Bundestagswahlen 
deckp Ulbricht nun die Karten 
au f: 1. D ie SED möchte nur 
m it einer SPD -Regierung ver­
handeln, die durch entspre­
chende Mehrheit im  Bundestag 
die „Voraussetzungen zum Über­
gang der Bundesrepublik zum 
Sozialismus“ schaffen soll. 2. 
D ie Bundesrepublik soll aus 
dem westlichen Verteid igungs­
system ausscheren. 3. Durch die 
Übernahme einer Reihe sow jet- 
zonaler „Errungenschaften“ soll 
die Voraussetzung fü r die E in­
setzung eines „Gesamtdeutschen 
Rates“ geschaffen werden, der 
dann über spätere W ahlen zu 
einer „Nationalversammlung“ 
verhandeln soll* 4, Gesamt­

deutsche Wahlen können erst 
nach vollzogener W iederverein i­
gung gestattet werden. Zu ihrer 
Durchführung sind „a lle  aus­
ländischen Truppen aus Deutsch­
land abzuziehen“ und „demokra­
tische Verhältnisse zu schaffen“ .

Zuvor aber müßte in der 
Bundesrepublik folgendes ge­
schehen: 1. D ie Verstaatlichung 
der Schlüsselindustrie. 2. D ie 
Durchführung einer Boden­
reform  nach sowjetzonalem 

'M uster. 3. Die Übernahme der 
sowjetzonalen Schulreform. 4^ 
D ie Kündigung des westdeut­
schen „Betriebsverfassungsge­
setzes“ zugunsten einer „A rbei­
terkontrolle“ , w ie sie von der 
SED in sowjetzonalen Staats­
betrieben eingeführt worden ist. 
W eitere Forderungen liegen auf 
der gleichen L in ie. Das heißt: 
D ie SED erklärt sich erst dann 
zu „Verhandlungen“ über die 
W iederverein igung bereit, wenn 
die Bundesrepublik das Staats­
wesen der Sowjetzone kopiert. 
Da eine solche Umwandlung der 
Bundesrepublik in eine totali­
täre D iktatur bei der bestehen­
den demokratischen Verfassung 
undenkbar wäre, ist die W ie ­
dervereinigung fü r H errn  U l­
bricht eine undiskutable A nge­
legenheit geworden.

D e r  S E B - M a e h t a p p a r a t

Den Bericht des Politbüros 
gab Erich Honecker, der heute 
im  Z K  der SED fü r Fragen  der 
„Landesverteid igung“ verant­

wortlich zeichnet. Honecker gab 
der Befürchtung Ausdruck, daß 
es auch in der Sowjetzone zu 
Vorfä llen  w ie in Polen und 
Ungarn kommen könne. E r fö r ­
derte die SED-Kampfgruppen 
auf, sich im  Straßenkampf und 
in Häuserschlachten zu üben 
und führte auch entsprechende 
Beispiele an. M it H inweis auf 
angebliche routinemäßige Ent­
lassungen in  der Arm ee (Yon 
denen nach genauer Kenntnis 
der M aterie gegenw ärtig  keine 
R ede sein kann) beschwor er 
die Jugendlichen, in  die A fm ee 
einzutreten und die militärische 
K ra ft  des Regim es zu stärken. 
/ D ie  Parte im itg lieder bat H o ­
necker in flehentlichem Appell, 
die Einheit und Geschlossenheit 
der Parte i zu wahren. Denen, 
die Reform en und Veränderun­
gen in  der Parteiführung fo r ­
derten, drohte er m it der Macht 
der „Zentralen Parteikon troll­
kommission“. Honecker sprach 
in  unklaren W orten  von einer 
„fraktionellen  Tä tigk e it“ gew is­
ser Elemente,, von „moralischer 
Versum pfung“ und „verleumde­
rischer Tä tigk e it“  gegen füh­
rende Genossen der Partei. Dem 
inform ierten Beobachter o ffen ­
bart sich h ier der Beginn einer 
Säuberungswelle, die m it der 
Verhaftung des. Parte i-In te llek­
tuellen Harieh und zahlreicher 
Gesinnungsgenossen ihren nur 
w en ig  bemerkten A n fang nahm. 
W ie  in Ungarn gedenkt die 
P a rte i auch in  der Sowjetzone 
einen prophylaktischen Schlag 
gegen  die aufbegehrende P a r­
teiintelligenz zu führen. W ir  
werden in K ü rze davon hören.

Die Parte i
Solche starken W orte  kann 

sich nur eine Parte i erlauben, 
die sich der treuen G efo lg­
schaft ihrer M itg lieder sicher 
weiß . Is t  dies in  der SED der 
F a ll?  Sow'ohl Honecker als
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Und was sagt 
die Zone?

J)T. Eine Aktensammlung zur 
F rage  der W iederverein igung, 
die lückenlos a lle diplomati­
schen Noten und Konferenzpro­
tokolle, alle Regierungserklä­
rungen und Parlam ents debatten 
sowie alle Denkschriften und 
Entschließungen enthält, fü llt 
heute bereits ansehnliche R e­
gale. In  dieses Archiv von D o­
kumenten deutscher und inter­
nationaler Herkunft ergießt 
sich, schwarz auf weiß, seit 
Jahren ein wachsender Strom 
von Meinungen, Plänen und 
Entwürfen, von Angeboten und 
Absagen. Ernste Bemühungen, 
schöne Illusionen und bittere 
Enttäuschungen sind dort, in 
Aktenbündeln hübsch geordnet, 
nebeneinander aufbewahrt. E in 
neuer Band ist soeben in die 
große Sammlung eingeordnet 
worden: der Bericht über die 
dreizehnstündige außenpoliti­
sche Debatte des Bundestages, 
die sich am vergangenen Don­
nerstag —  zum w ievielten  Male ? 
—  m it der F rage  der W ieder­
verein igung und den m it ihr 
unlösbar verbundenen P rob le­
men befaßte.

A u s  a l t e n  A k t e n

So geht das seit fast acht 
Jahren, seit der Gründung der 
Bundesrepublik, ganz abgesehen 
von den vielen Bemühungen um 
die deutsche Einheit, die der 
von den Sowjets herbeigeführ­
ten Spaltung Deutschlands be­
reits voraufgegangen sind. Es 
gab keine Regierungserklärung 
und nach ihr keine Debatte im  
Bundestag, die sich nicht m it * 
diesem Prob lem  befaßte. Be­
reits in der ersten Erklärung 
der ersten Bundesregierung im 
Bonner Parlament, die Bundes­
kanzler Adenauer am 20. Sep­
tem ber 1949 verlas, forderte er 
die W iederverein igung Deutsch­
lands, und er fü gte warnend 
hinzu, daß andernfalls in Eu­
ropa keine Ruhe ein treten w er­
de. So sprechen w ir  auch heute 
jioch. Auch heute noch hören 
und sagen w ir  ein weiteres 
W ort des Bundeskanzlers aus 
jener- w eit zurückliegenden P a r­
lamentssitzung : daß der quer 
durch Deutschland verlaufende 
Eiserne Vorhang nichts ändern 
könne an der geistigen Verbun­

denheit der deutschen Menschen 
diesseits und jenseits der Tren ­
nungslinie.

Le id er hat ein W ort K u rt 
Schumachers aus der gleichen 
Debatte heute nicht mehr die 
gleiche Geltung w ie damals. Bei 
jener ersten Begegnung zw i­
schen Regierung und Opposition 
im Bundestag sagte er nämlich 
fa ir  und versöhnlich, daß die 
F rage der deutschen Einheit, 
die F rage Berlins und der Zone 
vor allem, über die Meinungs­
verschiedenheiten der Parte ien  
hinweg fü r a lle eine Sache der 
gleichen Herzenswärme und der 
gleichen „ politischen Entschie­
denheit sei.- Das w ar beinahe 
noch eine gute Zeit. W ir  haben 
auf dem mehr als siebenjäh­
rigen  W ege zwischen jen er er­
sten Regierungserklärung im 
Bundestag und der Debatte vom 
vergangenen Donnerstag leider 
an innerer E in igkeit und po li­
tischem Anstand verloren und 
fü r die deutsche Einheit nicht 
v ie l gewonnen, —  außer daß w ir  
die Position  verbessert haben, 
in der w ir  darum ringen, daß 
m it der sicher w iederkehrenden 
Einheit unseres Landes auch 
seine Freiheit und Sicherheit 
verbürgt sein müssen.

In  der Sammlung der W ieder­
vereinigungs-Akten aus den An­
fängen der Bundesrepublik( be­
findet sich ein sowjetisches D o­
kument vom 9. M ai 1950. Das 
w ar eine Zeit, in der die Idee 
einer W iederbewaffnung der 
Bundesrepublik, die ein angeb­
lich so ernstes Hindernis der 
deutschen W iederverein igung 
sein soll, noch nicht einmal ge­
dacht war. Es handelt sich um 
ein Schreiben des sowjetischen 
Generalobersten Jelisarow, des 
stellvertretenden Vorsitzenden 
der sowjetischen Kontrollkom ­
mission, der einen Vorschlag 
der W estberliner Kommandan­
ten zur W iederverein igung B er­
lins beantwortete. Neben an­
deren Unmöglichkeiten ist in 
dem Schreiben zu lesen; „Um 
durch /die Abhaltung w irk lich 
fre ier  und demokratischer W ah­
len in Berlin  in einer A tm o­
sphäre der Ruhe die erforder­
lichen Bedingungen zu schaffen, 
müssen die Garnisonen aller Be­
satzungsmächte aus Berlin  zu­
rückgezogen w erden.“

W er die Sowjets w irk lich 
kennt, der weiß genau, was m it 
solchen Bedingungen bezweckt 
w ird. Deshalb sind sie unan­

nehmbar. In  dem Schreiben Je- 
lisarows w ar bereits alles . ent­
halten, was später, in mancher 
H insicht ergänzt und forten t­
w ickelt, auch auf gesamtdeut­
scher Ebene der W iederverein i­
gung in den W eg  ge legt worden 
ist. W er sich auf solche Bedin­
gungen dennoch einläßt, der g e ­
rät —  „Zurückziehung der Gar­
nisonen a ller Besatzungsmächte 
aus B erlin “ —  in eine L a ge  der 
Unsicherheit, die Moskau plan­
vo ll schafft, n m  dann seine 
Z iele leichter verwirklichen zu 
können.

S i c h e r h e i t  a u c h  f ü r  u n s !
Das ist zugleich auch die 1 

ge, die während der außenpoli­
tischen Debatte des Bundesta­
ges im  M ittelpunkt der Ausein­
andersetzungen zwischen R eg ie­
rung und Opposition stand. D ie 
SPD  ist in der F rage  der Si­
cherheit zu einem größerem  R i­
siko geneigt, als die Regie-* 
rungskoalition einzugehen be­
reit ist. Das ist der eigentliche 
Unterschied, dem eine verschie­
dene Einschätzung der sow je­
tischen P o lit ik  zugrunde liegt. 
W as h ier trennt, das ist nicht 
ein dogmatisches Festhalten an 
der N A T O  auf der Regierungs­
seite, sondern die Sorge, daß 
das von der SPD  empfohlene 
Sicherheitssystem m öglicher­
weise das System einer gefähr­
lichen Unsicherheit sein könnte.

M it neuen _ Plänen und Ent­
würfen ist da nichts zu gew in­
nen. Es g ib t hier kaum einen 
Gedanken, der nicht bereits ge­
dacht worden ist. Undenkbar ist 
nur der Gedanke, daß w ir  uns 
auf den gefährlichen W eg  bege­
ben, der möglicherweise in die 
Unterwerfung führen könr 
W ir  befinden uns also heute . 
einer Situation, in der R eg ie ­
rung und Opposition wenigstens 
in  der nüchternen Feststellung 
übereinstimmen, daß beide ein 
fertiges Rezept zur Lösung des 
Problem s nicht haben. Das ist 
nicht schön, aber es ist w en ig ­
stens ehrlich und sogar ver­
ständlich. Denn alle möglichen 
Elemente einer Lösung sind 
zw ar bekannt und bereits er­
örtert, aber sie sind zwischen 
Ost und W est noch so umstrit­
ten, daß sie nicht in  eine fü r 
beide annehmbare Ordnung ge ­
bracht werden können. D ie Zeit 
ist h ierfür heute noch nicht 
reif. Sie 'w ird  es erst dann sein,



Lieber L eser!
W ir  wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  - Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der, aber mit Angabe der Num ­
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen an folgende Adres­
se zu schicken;

H errn  E . E  e §• 11 i 
Berlin-Tem pelkof X 

ifred-v.-R iehthofen-Str. 2, I I  
F a l ls . Sie den kleinen TA G  

m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in  einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ihre 
H ilfe .

B e r l i n  z u r  H a u p t s t a d t  p r o k l a m i e r t
Bedeutungsvoller Beschluß des Bundestages

Bonn, 6 .2 . ( D P A ) . M it  überw ä ltigen der M eh rh eit hat 
der Bundestag- am  M ittw och  B erlin  zu r H auptstad t 
e rk lä rt. G egen  nur v ie r  S tim m en  nahm das P lenum  
einen entsprechenden A n tra g  des Gesam tdeutschen A u s ­
schusses an. Danach is t B erlin  d ie H au ptstad t Deutsch­
lands. M it  der Planung- und dem  Bau eines Parlam en ts- 
gebäudes in  B erlin  soll un verzüg lich  begonnen werden.

A u ß erdem  em pfiehlt der Bundestag der Bundes­
regierung, so fo rt d ie organ isatorischen  Voraussetzungen  
d a fü r zu schaffen, daß Bundesm in isterien  und andere 
Bundesdienststellen  so schnell w ie  m öglich  nach B erlin  
v e r le g t  werden.

D ie  Bundesregierung w ird  außerdem  ersucht, dem 
P a rla m en t darüber zu berichten, w elche Bundesbehörden 
in  absehbarer Z e it nach B erlin  v e r le g t  w erden  können. 
F ü r die noch n icht au fgebau ten  T e ile  des R eich spaten t­
am tes, fü r  d ie W iederh ers te llu n g des Europa-H auses 
und fü r  den Bendler-B lock  sollen 20 M illionen  D M  in 
den Bundeshaushaltsplan e in gesetzt werden . D ie F re ie  
U n ivers itä t, die Technische U n ivers itä t und andere A u s ­
b ildungsstätten  sollen in den Stand g e se tz t werden, ihre 
gesam tdeutschen A u fgab en  zu erfü llen .

Adenauer? „Die große Wende wird kommen
Der Bundeskanzler sprach in Berlin

Berlin  '(E igenbericht). A u f einer im  Rahmen der Grünen 
W oche durch geführten Kundgebung des Deutschen Bauernver­
bandes, an der auch zahlreiche Landw irte Ostberlins und der 
Zone teilnahmen, versicherte Bundeskanzler D r. Adenauer, daß 
nach seiner Überzeugung die Hoffnung auf Freiheit und W ie ­
dervereinigung mehr begründet sei als je  zuvor. Trotz a ller 
Schwierigkeiten gehe es untrügliche Anzeichen dafür, daß eine 
W ende in absehbarer Zeit eintreten werde.

D er Bundeskanzler richtete an 
die Zone folgenden A ppe ll: „Sie, 
meine Freunde, sind aus har­
tem und zähem Holze geschnitzt 
und Sie sind treu. Auch w ir  

d treu, und w ir  werden nie-
J.s unser Z iel aus dem Auge 

verlieren.

W ir  wissen,“ , fuhr Adenauer 
fort, „um die Schwere Ihres 
Daseins, um Ih re harte Arbeit, 
um Ih re U nfreiheit und den 
Zwang, der auf Sie ausgeübt 
w ird . Es fä llt  dem, der im  Be­
sitz der Freiheit ist, w ie w ir  in 
der Bundesrepublik, schwer, 
jemanden, der so leben muß 
w ie Sie, auf die Zukunft zu Ver­
trösten. N ur zu leicht entsteht 
bei dem Bedrückten das Gefühl, 
,du hast gut reden !'. ,W ie w ür­
dest du das ertragen, was w ir 
ertragen müssen? W o  sehen w ir  . 
den An fang unserer Befreiung 
von dieser schrecklichen Last, 
die uns fast erdrückt?' Gerade 
w e il ich um solche psychologi­

schen Vorgänge weiß, fühle ich 
mich verpflichtet, sehr offen  zu 
Ihnen zu sprechen. 

Untrügbare Anzeichen 
Es gibt, und zwar jetzt mehr 

als je  zuvor, untrügbare Anzei­
chen dafür, daß eine W ende in 
absehbarer Zeit eintreten w ird  
oder schon eingetreten ist, aber 
Ungeduld und Unvorsichtigkeit 
dürfen diese Entw icklung nicht 
zerstören,“

Zur Begründung dieser A u f­
fassung verw ies der Bundes­
kanzler a ijf den Freiheitsw illen  
der sowjetischen Satellitenstaa­
ten, der sich, w ie die E re ig ­
nisse in Polen und Ungarn ge­
ze ig t hätten, auf die Dauer 
nicht ersticken lasse. W eiter 
nannte er als Zeichen einer be­
ginnenden Entwicklung zum 
Besseren die K rä fte  in der gan­
zen "Welt, die keine Sklaverei 
und Unfreiheit ertragen w o ll­
ten und könnten. In  diesem Zu­
sammenhang verw ies er auf die

N ATO , die aus der Suezkrise 
verstärkt hervorgegangen sei, 
auf den fortschreitenden Zu­
sammenschluß Europas und 
schließlich au f das Erstarken 
der U N  unter Führung der 
Verein igten Staaten, die fü r 
eine Steigerung des F reiheits­
w illens der gesamten W e lt 
spreche . . .

„Gerade auch die unterent­
w ickelten V ö lker“ , so erklärte 
der Bundeskanzler, „werden er­
kennen, daß auch sie schon im  
eigenen Interesse den Kolon ia­
lismus, den Sowjetrußland in 
der Form  der Unterjochung an­
derer Völker betreibt, nicht er­
tragen können.

Lassen Sie mich ein W eiteres 
hinzufügen. Es besteht fü r 
mich kein Zweife l, daß diejeni­
gen, die die Macht in Sow jet­
rußland haben, immer mehr zu 
der Erkenntnis gelangen und 
zwar gerade durch die V or­
gänge des letzten Jahres, daß 
ihre W elteroberungspläne über 
die K rä fte  Sowjetrußlands bei 
weitem  hiriausgehen. Sow jet­
rußland kann nicht den n iedri­
gen sozialen Stand seiner Be­
völkerung heben, gleichzeitig in 
stärkster W eise aufrüsten und 
die von ihm unterjochten Staa­



ten, in. denen sich der F re i­
heitsw ille- regt, niedergedrückt 
halten. Das geht über seine 
K ra ft. So glaube ich, daß eine 
W ende in  der Nachkriegs­
geschichte, ^wie ich eben sagte, 
kommt. D ie auf Grund innerer 
Entwicklung m it Naturnotwen­
digkeit eintretenden Verände­
rungen sind zwar langsamer, 
aber erfolgreicher.

T r e u e  g e g e n  T r e u e
Nach meiner Überzeugung 

kann ich Ihnen, meine Freunde, 
sagen, daß Sie keinen Grund 
haben, mutlos zu sein, daß die 
Entwicklung zum Guten begon­
nen hat. W ir  müssen diese Ent­
w icklung fördern, aber m it 
K lu gheit und Beharrlichkeit. 
Ich  mache Ihnen keine zeit­
lichen Versprechungen. Das ist 
unmöglich fü r jeden. Der Zu­
sammenbruch Deutschlands und 
damit seine Zerreißung ist ein 
T e il der Zerstörung der po liti­
schen und wirtschaftlichen Ord­
nung in weiten Teilen  der W elt. 
D ie W iederherstellung der po li­
tischen und wirtschaftlichen 
Ordnung Deutschlands w ird  
nicht die Endphase der Neu ­
ordnung der W e lt sein, aber 
sie w ird  im  Lau fe dieser Neu ­
ordnung vor sich gehen, nicht 
getrennt von ihr, nicht als 
Einzelaktion. D ie Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland 
tut alles, was in ihren K rä ften  
steht, um diese Neuordnung, 
die eine kontrollierte Abrüstung 
zur Grundlage haben muß, zu 
fördern. Darum ist jeder T e il 
ih rer A rbeit auf diesem W ege 
auch ein Schritt zur W iederver­
ein igung unseres Vaterlandes in 
Frieden  und F reiheit.“

U lb ric h t  — z w e it e r  T e il
D T . W ährend im  ersten T e il 

seines Referates vor dem SED- 
Zentralkomitee W alter Ulbricht 
eine gesamtdeutsche Planung 
bekanntgab, beschäftigt er sich 
im nun veröffentlichten v ie l in ­
teressanteren zweiten T e il m it 
den internen Angelegenheiten 
der Pa rte i und der Zone. E r 
nimmt kein B latt vor den 
Mund. Seine lange K r it ik  an 
der SED und an einem Groß­
teil ihrer M itg lieder w irk t 
streckenweise sogar echt, fast 
ehrlich. Doch man könnte über 
diese SED-Interna gelassen 
hinweggehen, wenn U lbricht 
nicht gleichzeitig  die weitere 
Marschroute festlegen würde. 

Das Nahziel der SED-Führung 
ist der ideologisch gefestig te 
Ausbau der Partei. In  ihrem 
zehnjährigen Bestehen hat es 
die SED zugegebenermaßen 
nicht fertiggebracht, trotz P a r­
teidiszip lin  eine gesicherte 
F estigkeit zu erzielen. D ie ideo­
logischen Abweichungen nach 
titoistischem, ungarischem und 
polnischem Vorbild haben bis 
zum F a ll Harich dem Pa rte i­
körper mehr zugesetzt, als ge­
meinhin angenommen wurde.

U lbricht nennt je tz t das alle's 
beim  Namen, wobei er sich 
aber vom  „Dogmatismus“ zu 
distanzieren versucht. E r tut 
dies, um der Parteiführung 
und damit sich seihst eine g e ­
w isse F reizügigkeit der Metho­
den, eine taktische Elastizität 
zu bewahren.

Aus dieser Feststellung zieht 
U lbricht die Berechtigung zu 
eigenen und selbständig anmu­
tenden Maßnahmen: die in der 
D D R  noch vorhandenen „Über­
reste der Ausbeuterklas? 
und die noch bestehei 
„zahlreichen Schichten des 
Kleinbürgertum s“ zu bekämp- ’ 
fen, wozu auch noch die „Masse 
der Einzelbauern“ zu rechnen 
ist. A lso eine Verschärfung des 
Klassenkampfes in der Zone! 
N ichts anderes hat der Au fru f 
U lbrichts zu bedeuten. D ie 
SED als Kam pfm ittel aber ist 
und bleibt fragw ürdig. Auch 
m it Drohungen, Geboten und 
Beschwörungen dürfte sie heute 
w en iger denn je  den käm pferi­
schen Elan w irk licher „Einheit“ 
aufbringen, den U lbricht ver­
langt.

Kadar: „Wir haben gewonnen44
Aber K P  keine Massenpartei mehr — 20 jährige hingerichtet

Budapest (A P ). Das kommu­
nistische Regim e habe den 
Machtkampf gegen die bürger­
lichen K rä fte  m  Ungarn ge­
wonnen, erklärte der ungarische 
M inisterpräsident Kadar vor 
A rbeitern des Industriewerks 
Csepel. Kadar gab jedoch zu,

Neuer Spionagefall in Schweden
Wieder in Moskaus Auftrag — Es ging um Befestigungen
Stockholm (D PA ). Gegen den 

in Stockholm lebenden 31jähri- 
gen Arm enier Bedros Zartarian 
ist ein Verfahren wegen Spio­
nage eröffnet worden. Der An­
geklagte w ar im  Jahre 1952 als 
türkischer Staatsbürger einge­
wandert. E r ist bereits im 
September 1956 verhaftet w or­
den. Der F a ll wurde jedoch 
erst je tzt bekanntgegeben.

Zartarian w ird beschuldigt, 
w ichtige Pläne von Befesti­
gungsanlagen entwendet zu ha­
ben, von denen er als A nge­
stellter eines schwedischen In ­
genieurbüros Kenntnis erhalten 
hatte. Der Angeklagte bestrei­

tet die ihm zur Last gelegten 
Straftaten. Die auswärtige 
Macht, fü r die Zartarian gear­
beitet haben soll, w ird  in der 
Anklageschrift nicht genannt. 
Aus den Begleitumständen er­
g ib t sich jedoch, daß ein neuer 
F a ll von sowjetischer Spionage 
vorliegt, der von den zuständi­
gen schwedischen Stellen als 
besonders ernst betrachtet w ird.

Zartarian machte im  P o lize i­
verhör den Eindruck eines 
Überzeugungstäters von „ein ­
deutiger ideologischer P rä ­
gung“ , der für seine Spionage­
tätigkeit nur eine geringfügige 
Bezahlung erhielt.

daß die Kommunistische Parte i 
Ungarns m öglicherweise ihre 
Bedeutung als „politische Mas­
senbewegung“ verloren habe.

Es w ar das erste Mal, daß 
sich |Cadar in die Industrie­
w erke auf der Donau-Insel 
Csepel, die auch in 'le tz te r  Zeit 
noch Zentrum von Unruhen g  
wesen waren, gew agt hatte, i 
Auflösung der revolutionären 
Arbeiterräte der Csepeler Be­
triebe begründete Kadar da­
m it, daß sie nicht den „In ter­
essen der Arbeiterschaft g e ­
dient“ , sondern die „K on ter­
revolutionäre“ unterstützt hät­
ten. D er Ministerpräsident ver­
langte schließlich, daß den 
(kommunistischen) Aktivisten 
die Kontro lle zurückgegeben 
w ird.

Budapest (A P ). D ie kommu­
nistischen Machthaber in Un­
garn haben ein 20jähriges Mäd­
chen und einen jungen O ffiz ier 
wegen der Teilnahme am F re i­
heitskampf durch Erhängen 
hinrichten lassen. B is je tz t sind



So sind sie wirklichi

„Das Volk ist doof, aber gerissen .... !44
D ieser Ausspruch stammt 

eigentlich von Tucholsky. 
A ber der, der sich ihn angeeig­
net hat, heißt Bruno Baum und 
ist zur Zeit noch 2. Sekretär der 
SED - Bezirksleitung Berlin. 
1. Sekretär ist A lfred  Neu­
mann, den das Zentralkomitee 
vergangene Woche als einen 
der Stellvertreter Ulbrichts ko­
optierte. Das heißt, daß Bruno 
Baum in absehbarer Zeit die 
Borliner SED als Chef Uber­

men w ird , denn auf Neu- 
.„.»nn warten andere Posten.

Dam it aber käme ein Mann 
an die empfindlichste Naht­
stelle zwischen Ost und West, 
der durch ein Dutzend M iß­
erfo lge  niemals überzeugt w er­
den konnte, daß W estberlin  
kein besonderes Interesse fü r 
die SED besitzt. Baum weiß es 
besser: „W enn es uns gelingt, 
den W estberlinern volle Schau­
fenster auch in Ostberlin zu 
präsentieren, haben w ir  50 P ro ­
zent von ihnen auf einen 
Schlag! Denn: Das Volk  ist 
doof, aber gerissen !“  Es ist 
Baums Lieblingsspruch, daher 
verwendet er ihn an den un­
passendsten Stellen. Ihm  w ill 
cs nicht in den K op f, daß die 
W estberliner den Kommunis­
mus nicht wegen seiner schlecht 
beschickten Schaufenster ver- 
pönen. Das Volk ist so dumm, 
meint er, daß es nicht weiß, 
w oher ihm Böses winkt. Ande­
rerseits ist es vie l zu gerissen, 
um nicht nach einem K öder zu 
greifen  . . .

P a r t e i a u f t r a g -  b e i  A E G

Das bedauerliche ist, daß die­
ser Mann mit den so seltsa­
men Ansichten über seine M it­
bürger m itten aus Berlin  
stammt. 1910 wurde er im Be­
zirk  M itte als Söhn eines Büg­
lers geboren. M it 15 Jahren 
kam der E lektriker - Leh rlin g 
zum Arbeitersportverein
„F ich te“ , ein Jahr später in die 
Gewerkschaft und in den Kom ­
munistischen Jugendverband 
(K J V ). 1927 taucht er in der 
L is te  der Berliner K JV -Le i- 
tungsmitglieder auf. Seine A u f­
gabe ist die Schaffung kommu­
nistischer Jugendgruppen in den 
Betrieben. M it Parteiau ftrag 
w irk t er bei AEG. später bei 
Siemens und Pintsch.

BRUNO BAUM

Bis 1935 hält er sieh unter 
falschem Namen verborgen. 
Dann w ird  er zusammen m it 
Erich Honecker bei einer Baz- 
z ia  in den Siemens-Werken ent­
deckt. In  Moabit; "Auschwitz, 
Brandenburg und Mauthausen 
gründet er W iderstandsgrup­
pen, auch Nichtkommunisten 
preisen ihn aus dieser Zeit als 
vorbildlichen Kameraden. Noch 
hat er sich nicht den Zynismus 
des arriv ierten Funktionärs zu­
gelegt . . .

„ D i e  s c h i e b e n  s o w i e s o  ! “
1945 w ird  Bruno Baum Sekre­

tär der Berliner K P D . Zugleich 
zieht er als Stadtverordneter in 
das Berliner Parlament. Seine 
Freunde aus der „A n tifa “-Zeit 
erkennen ihn bald nicht w ie­
der. E r  beginnt, den kleinen 
Mann zu verachten. E r verhin­
dert einen sowjetischen Kom -

Weltfriedensrat 
muß ausziehen

W ien (AP/D PA ). D ie öster­
reichische Regierung hat das 
Sekretariat des kommunisti­
schen W eltfriedensrates in W ien 
aufgelöst. D ie Maßnahme 
wurde damit begründet, daß 
das Sekretariat durch seine 
Tätigkeit die Neutralität Öster­
reichs verletze.

mandanturbeschluß, der die 
Abgabe zusätzlicher Gemüse­
rationen fü r alle am Aufbau be­
teiligten  Arbeiter anstrebt. Das 
Gemüse geht an den FDGB, der 
sich im  Lau fe dieser Aktion den 
Beinamen „F re ier Deutscher 
Gemüsebund“ erw irbt. W e il nun 
nur noch FD G B-M itglieder die 
Kohlrüben erhalten. D ie ande­
ren? „D ie schieben sow ieso!“ 
meint Baum.

M itte 1948 erhält er, dessen 
Stellung als „zw eiter Mann“ fü r 
die Berliner SED ein B eg r iff 
geworden ist, die politische 
Unterwanderung W estberlins 
übertragen. D ie Blockade er­
scheint ihm ein günstiges M it­
tel, er lockt die W estberliner 
m it K arto ffe ln  und Brot. Den 
M iß erfo lg  weiß er zu entschul­
digen: „W ir  hätten mehr, disku­
tieren sollen m it den L eu ten !“ 
A ls ob sieh jemand während 
der Blockade m it einem SED- 
Mann unterhalten hätte!

Am  5. Dezember 1954 Ist 
Bruno Baum bereit, als Spitzen­
kandidat der SED in das W est­
berliner Abgeordnetenhaus ein­
zuziehen. Aber die SED er­
reicht ganze zwei Prozen t! 
Baum ist nicht zu schlagen. Er 
gründet die „W ählervertretung 
der SED“ und hält in W estber­
liner Parteibüros Sprechstunden 
fü r „Sympathisierende“ ab. Aber 
es kommen nur die eigenen 
Genossen, m it vielen K lagen ,

W a r t e n  a u f  e i n  W u n d e r , . .

1955 w artet Baum auf jenes 
Wunder, das die Ostberliner 
Schaufenster fü llen und die 
W estberliner in Scharen her­
überholen soll. Statt dessen 
kommt die Ausweispflicht an 
der Seltersbude, die Berliner 
ziehen in Scharen über die 
Sektorengrenze, aber von Ost 
nach West. 1956 fordert Baum: 
„D er D em okratische' Sektor 
muß zum Anziehungspunkt ganz 
Berlins w erden !“ 1957 ist er selt­
sam ruhig geworden. Noch im ­
mer z itiert er Tucholsky, aber 
es scheint, dessen scherzhafte 
These verliert bei ihm an 
Glaubwürdigkeit. W ird  er 1. 
Sekretär, wäre ihm zu raten; 
W er Tucholsky nicht versteht, 
sollte besser m it ihm brechen!,



ZK deckt seine Karten aut
F o r t s e t z uns  v. sQ i t e  1
auch U lbricht sprechen von par­
teiinternen Verschwörungen, 
von Spaltungs-Bestrebungen 
und Angriffen  auf die Füh­
rungsspitze. Beide streifen das 
Dilemma der sozialen Struktur 
dieser Parte i. Es ist kein Ge­
heimnis mehr, daß die SED 
heute eine Parte i der Funktio­
näre, Staatsbeamten und A nge­
stellten staatlicher Betriebe ist. 
Das „proletarische Element“ , 
das heißt, der zahlenmäßige 
Anteil der Arbeiterschaft, ist 
längst in  der Minderheit. 
Brauchbaren Schätzungen zu­
fo lge  befinden sich nur noch 
etwa 15 Prozent A rbeiter unter 
den M itgliedern der SED. D ie 
Parte i, die aus jedem  zu ihr 
stoßenden Arbeiter m it Gewalt- 
einen. Funktionär zu machen 
versuchte, steht heute vor der 
Tatsache, daß sie sich Schritt 
um Schritt von ihrer ideologi­
schen Basis entfernt. In  weni­
gen Jahren w ird  sie eine Grup­
pierung satter und opportunisti­
scher K leinbürger sein, 
v Man hat versucht, diesem 

Übel durch die Anwerbung von 
50 000 Betriebsarbeitern abzu­
helfen. Das Ergebnis lieg t vo r: 
M ehr als die H ä lfte  der A nge­
worbenen gehören w ieder den 
„kleinbürgerlichen“ Schichten 
an, denn gut 30 Prozen t der als 
Kandidaten aufgenommenen 
„A rbeiter“  haben diese Berufs­
bezeichnung längst gegen die 
eines Staats- und Verwaltungs­
angestellten eingetauscht. Was 
aber ist der E rfo lg?  D ie SED 
ist heute mehr denn je auf die 
Gunst der Industriearbeiter an­
gewiesen. Die Großbetriebe 
waren einstmals die Zentren 
ihrer politischen Macht. Heute 
sprechen Arbeiter und Funk­
tionäre verschiedene Sprachen. 
E in unsoziales Begim e beginnt 
seine natürliche Basis zu ver­
lieren.

D i e  W i r t s c h a f t
Die Offenlegung 'der w irt­

schaftlichen. Situation durch ein 
weiteres SED-Dokument bestä­
tig t alles, was in den letzten 
Wochen an dieser Stelle ge­
sagt worden ist. Der 5-Jahres- 
plan ist illusorisch geworden. 
Man w ird  nach neuen Teilp lä­
nen arbeiten und versuchen, 
über das Krisen jahr 1957 hin- 
wegzukommen. D ie Großbauten

U lbrichts stagnieren, es fehlen 
Kohle, Stahl und E lektrizität. 
Das große Bauprogramm dieses 
Jahres erweist sich als Utopie, 
die SED w ird  nicht einmal die 
Z iegel dafür haben. D ie Land­
w irtschaft hat ihren P lan  nicht 
erfüllen können, es w ird  w ieder 
an K arto ffe ln  und Zucker man­
geln, von einer Aufhebung der 
Rationierung ist vorsichtshal­
ber gar nicht mehr die Rede.

Das Dokument verm eidet es, 
die Feh ler offen auszusprechen 
und die Schuldigen zu benen­
nen. Man spricht nur von der 
Notwendigkeit „neuer Planungs­
methoden“ . W ie  in der Sow jet­
union w ird  ein neuer, oberster 
Planungschef eingesetzt w er­
den, dem U lbricht nicht mehr 
ins W erk  pfuschen kann. Aber 
was kann gerettet werden, 
wenn die .SED nicht den Mut 
besitzt, radikal alles aufzu­
lösen, was U lbricht in die Ge­
gend baute? Industrielle Groß­
baustellen, die —  ehe sie je ­
mals , in Betrieb genommen 
werden konnten —  für Jahre 
stillgelegt werden müssen, ve r­
schlingen mehr Geld als ein 
unrentabler Betrieb. W o man

SSD, herhörenl
D er kleine TA G  w ird  ver­

sandt und verteilt oline 
Rücksicht afuf die politische 
Gesinnung- des Empfängers- 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Rost überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG  
also ruh ig bei der Polizei 
oder beim  Bürgermeis te 
amt oder bei seiner D ienst­
stelle ab geben. übrigens 
w ird  er auch dort gern 
gelesen.
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hinschaut, ist die ganze Sache 
verplant und verkorkst. Kein  
„kapitalistischer“ Ökonom
möchte hier Ulbrichts „Testa­
mentsvollstrecker sein.

Entstalinisierung ?
Die F rage  nach der Entstali­

nisierung lieg t auf der Hand. 
Nehmen w ir  zur Kenntnis: Sie 
besteht fü r die SED nicht 
m ehr! Es ist der einzige Sieg 
Ulbrichts. E r verstand es, die 
Revolution in Ungarn und den 
Machtwechsel in  Po len  so aus­
zulegen,. als wäre eihe „Ent­
stalinisierung“ in der Sow jet­
zone m it ähnlichen Fo lgen  ve r­
bunden. D ie zahm gewordenen 
Gegner von gestern —  der 
resignierende Franz Dahlem, 
der zynisch - opportunistische 
Alexander Abusch und der 
furchtsam in die P rovinz ge­
flüchtete Hans ^Jendretzky — 
wurden auf dieser ZK -Tagu ng 
w ieder in den Schoß des Zen­
tralkomitees aufgenommen. Eine 
Geste, die nur noch ein ge­
quältes Lächeln auf die Ge­
sichter leidgewohnter Kommu­
nisten zaubert.

V or uns steht der Prozeß ge­
gen „Harich und Genossen“ . 
V ielleicht w ird  er sogar-öffent­
lich geführt. Harich ist nicht 
der T yp  des M ärtyrers, der für 
seine Idee auf die Fo lter geht.

Kom m t es aber zu einem sol­
chen Prozeß , würde dieser w ie­
derum den neuen Reigen  stali- 
nistiseher Gerichtsverfahren er­
öffnen. M erkt die SED nicht, 
daß man unterdessen in Prag, 
Budapest und Warschau auf die 
eine oder -andere A rt derartige 
Feh ler der Vergangenheit still- 

' schweigend zu liquidieren such' °
Man könnte_das weitere 

Chronisten überlassen, stünue 
nicht das Schicksal M illionen 
nichtkommunistischer Menschen 
in  der Sowjetzone auf dem 
Spiel. Sie sind den Schachzügen 
des Zentralkomitees fast wehr­
los ausgeliefert und schauen 

'hilfesuchend nach dem Westen.
Unterdessen marschiert die 

SED politisch und ökonomisch 
in den Abgrund. W ir  wissen, 
daß es bis dahin noch viele 
M eter sind und daß man 
auch auf diesem W ege noch 
eine gute W eile marschieren 
kann. N ur —  die Marschrich­
tung ist fe stge leg t! D ie Erk lä­
rungen dieser 30. ZK -Tagung 
sind der Kompaß, der die g e ­
naue Richtung auf den A b­
grund einzuhalten h i l f t . . .



Gratulationscour bei Erhard
Bonn (AP/D PA). W ährend einer neunstün­

digen Gratulationscour nahm Bundeswirt­
schaftsminister P ro f. Erhard am M ontag die 
Glückwünsche seiner M itarbeiter, des Bun­
deskabinetts und zahlreicher Persönlichkeiten 
aus dem W irtschaftsleben anläßlich seines 
60. Geburtstages entgegen.

Bundeskanzler Adenauer, der zum ersten­
mal im W irtschaftsm inisterium  erschienen 
war, betonte in  einer Ansprache, Erhard habe 
„Vertrauen erweckt und erworben, w ie  ich es 
kaum je  bei einem Menschen gesehen habe“ . 
Das Vertrauen m it dem Menschen Erhard 
habe ihn immer bewegt, „auch wenn manch­
mal entschiedene Auseinandersetzungen aus­
zutragen w aren“.

D er SPD -W irtschaftsexperte Deist bezeich- 
nete in  einer Bundfunkansprache Erhard als 
einen „ragenden Felsen der Vergangenheit in 
unserer turbulenten Gegenwart“ . E r wünsche 
ihm noch vie le Jahre vo ller Gesundheit und 
Schaffenslust. „Daß darin auch eingeschlos­
sen sei, er m öge recht lange Bundeswirt­
schaftsminister bleiben, nun: das w ird  selbst 
der Jubilar nicht von m ir erwarten“, schloß 
der SPD-W irtschaftsexperte.

Unter den Gratulanten sah man auch den 
CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden Krone, M it­
glieder des Bundesrates und verschiedener 
Bundestagsausschüsse sow ie Lu dw ig  Bosen­
berg  vom  Bundesvorstand des Deutschen Ge- „Yes, Ibn Saud wohni bei uns!" werkschaftsbunäes.

Und was sagt die Zone?
Fortsetzung von Seite 2

w enn  es möglich geworden ist, 
die sowjetische Unbekannte als 
eine feste Größe in  der Bech- 

g  der deutschen W iederver- 
gungspolitik einzusetzen. . 

Das noch Unbekannte aufzu­
spüren und in vernünftigen Ge­
sprächen und Verhandlungen 
möglichst zuverlässig zu be­
stimmen, das ist in der Zw i­
schenzeit die w ichtigste A u f­
gabe der deutschen P o litik  und 
Diplomatie.

I m  Blick a u f  d i e  Z o n e
U n d  w a s  s a g t  d i e  

Z o n e  ? Das ist die F rage, die 
uns allen auf der Seele brennen 
muß. Sie darf unser Gewissen 
nicht zur Buhe kommen lassen. 
W ir  dürfen sie allerdings auch 
nicht m it sentimentalen Ph ra­
sen beantworten, die am grünen 
Tisch so hübsch zu formulieren 
sind. D ie große Sorge, die Un­

geduld und den Zw eife l der 
Menschen in der Zone kann das 
in  F reihe it lebende Deutschland 
nicht m it W orten, sondern nur 
m it einer H altung beantworten, 
die überzeugt und ermutigt. 
Ih re Ungeduld heißt ganz ge­
w iß nicht, daß w ir  einen W eg  
gehen sollten, an dessen Ende 
die Übertragung des kommuni­
stischen Systems auf ganz 
Deutschland stehen könnte. A lle  
B riefe , die uns aus der Zone zu­
gehen, a lle Gespräche bezeugen 
das.

In  der Zone^hat man w en ig 
Verständnis dafür, daß das, 
was ihre einzige Hoffnung ist, 
nämlich der geschlossene W ille  
Deutschlands, im  Streit der 
bundesrepublikanischen P a r­
teien zerredet und in  die N ie ­
derungen des Wahlkampfes hin­
abgezogen w ird . W er  auch nur 
einigermaßen die Psychologie 
der Deutschen in  der Zone

kennt, der weiß auch, w ie  es 
dort w irk t, wenn auf der T r i­
büne des Bundestages die nied­
r ige  Behauptung gew agt w ird, 
daß die Aufgabe der deutschen 
W iederverein igung aus dem B e­
wußtsein der Bundesregierung 
fast geschwunden sei. Das w irk t 
sicher nicht im  Sinne der natio­
nalen Pflicht, die w ir  im  freien 
T e ile  Deutschlands über a lle 
stagnierenden Etappen und ent­
täuschenden Stationen der W ie ­
dervereinigungspolitik hinweg 
als erste zu erfüllen haben. Das 
ist die Pflicht, den Menschen 
der Zone durch eine gem ein­
same, von jedem  parteipoliti­
schen Streit möglichst unbe­
rührte H altung der feste Bück- 
halt zu sein, auf den sie in 
ih rer Verlassenheit angewiesen 
sind. Vfenn w ir  uns nicht auf 
diese einfachste Pflicht besin­
nen, dann w ird  man einmal 
sagen können, daß w ir  selbst — 
nach den Sowjets —  das größte 
Hindernis der deutschen W ie ­
dervereinigung gewesen sind,.



B ILD E R . D E R  W O C H E : O ben : Z u r  G rü n en  W oche kam  B u n deskan z ler D r. A d en a u er  
nach B e r lin . H ie r  is t e r  in  B eg le itu n g  v o n  B undespostm in is ter L e m m e r  und dem  
R e g ie ren d en  B ü rge rm e is te r  D r. Suhr. —  U n ten : P ro f .  D r. Schulten in  M oskau . D e r  
D ire k to r  d e r K ö ln e r  U n ive rs itä ts -  und P o ly k l in ik  w a r  überraschend in  d ie  S o w je t ­
hauptstadt g e ru fen  w ord en , um  d o rt e in  „hoh es R e g ie ru n gs m itg lied “  zu  behandeln . A u f

unserem  B ild  w ird  er in  se inem  M oskau er H o te lz im m er in te rv ie w t .


